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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Nationale Identität

Vor allem in der deutschsprachigen Schweiz machte sich eine Identitätskrise im
Zusammenhang mit innenpolitischen Skandalen wie dem Rücktritt von Bundesrätin
Kopp oder der Fichen-Affäre, welche ihren Ausdruck auch in dem gegen die 700-Jahr-
Feier gerichteten "Kulturboykott" fand, bemerkbar; in der West- und Südschweiz
wurde das Selbstverständnis der eigenen Gesellschaft nicht derart in Frage gestellt wie
östlich der Saane und nördlich des Gotthards. 1

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Rechtsordnung

Innere Sicherheit

Die nach dem Rücktritt von Bundesrätin Kopp am 31. Januar eingesetzte
parlamentarische Untersuchungskommission (PUK) hatte nicht bloss den Auftrag, die
Umstände zu untersuchen, welche zu diesem Rücktritt geführt hatten. Abgeklärt
werden sollten auch die Verdächtigungen, welche in einem Teil der, Presse in bezug auf
die Amtsführung im EJPD und auf das Vorgehen der Bundesbehörden bei der
Bekämpfung des Drogenhandels und der Geldwäscherei geäussert worden waren.

In bezug auf die Bekämpfung des internationalen Drogenhandels konstatierte die PUK,
dass der Vorwurf, die Bundesbehörden seien durch das organisierte Verbrechen
unterwandert, nicht zutreffe. Allerdings seien die Methoden dieser Kriminellen, welche
sich des schweizerischen Finanzplatzes zur Tarnung ihrer illegalen Geschäfte
bedienten, von den Behörden und dabei insbesondere vom Bundesanwalt nicht
rechtzeitig erkannt worden. Mit einem vom Parlament überwiesenen Postulat verlangte
die PUK eine entsprechende Umorientierung und eine verbesserte Koordination mit
den kantonalen Amtern. Im weitern wurde dem Bundesanwalt vorgeworfen, dass er es
unterlassen habe, die personelle Unterdotierung der Drogenbekämpfungsstelle bei der
Bundesanwaltschaft durch Stellenverschiebungen zu beheben. Auf einen formellen
Antrag zur. Behebung dieses Missstandes konnte die PUK verzichten, da der Nationalrat
bereits Ende 1988 und der Ständerat in der Sommersession 1989 eine entsprechende
Motion Cavadini (fdp, TI) überwiesen hatten.

Weit brisanter waren die Erkenntnisse der PUK im Bereich des Staatsschutzes. Diese
seit 1976 von 66 auf 94 Mitarbeiter (+42%) ausgebaute Dienststelle der
Bundesanwaltschaft, welche gemäss einem Bundesratsbeschluss von 1958 mit der
"Beobachtung und Verhütung von Handlungen, die geeignet sind, die innere oder
äussere Sicherheit der Eidgenossenschaft zu gefährden" sowie der
gerichtspolizeilichen Ermittlung bei der Verfolgung von diesbezüglichen strafbaren
Taten beauftragt ist, hatte seit jeher als «Dunkelkammer der Nation» gegolten. Der
konkrete Inhalt und der Umfang ihrer Ermittlungen waren nicht nur vor der
Öffentlichkeit, sondern auch vor den Geschäftsprüfungskommissionen (GPK) des
Parlaments weitgehend geheim gehalten worden.

Die GPK des Nationalrates hatte zwar noch vor der Einsetzung der PUK die
Bundesanwaltschaft inspiziert und Einblick in eine vom Bundesanwalt ausgesuchte
«Mustersammlung ausgewählter Karteikarten» erhalten. Aufgrund dieser Karten
(Fichen) mit Kurzeinträgen über Personen und Verweisen auf allfällige ausführlichere
Dossiers hatte sie den Eindruck erhalten, dass an der Arbeit der politischen Polizei
grundsätzlich nichts zu beanstanden sei. Immerhin rügte sie die unterschiedliche
Qualität der auf diesen Fichen enthaltenen Informationen und insbesondere die grosse
Anzahl der Karteikarten. Von seiten der Linken war, allerdings meist ohne konkrete
Beweise, der Bundesanwaltschaft immer wieder vorgeworfen worden, dass sie sich
nicht auf die Verhinderung und Aufklärung von politisch motivierten Straftaten
beschränke, sondern – aus einer sehr einseitigen politischen Optik heraus – vor allem
die legalen politischen Aktivitäten von kritischen Bürgerinnen und Bürgern im Visier
habe.

Genau diese Vorwürfe, also die grosse Anzahl erfasster Personen, die sehr

BERICHT
DATUM: 22.11.1989
HANS HIRTER
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unterschiedliche Qualität der Informationen und die systematische Erfassung von
oppositionellen demokratischen Aktivitäten wurden nun durch die PUK, welche
uneingeschränkten Zugang zu den Akten hatte, bestätigt. Die PUK stellte in ihrem am
24. November vorgestellten Bericht fest, dass in der Registratur der Bundespolizei rund
900'000 Karteikarten (Fichen) geführt werden, von denen sich etwa je ein Viertel auf
in der Schweiz wohnhafte Inländer und Ausländer beziehen, rund ein Zehntel auf
Organisationen und der Rest auf nicht landesansässige Ausländer. Auf diesen Fichen
befinden sich Einträge, welche zum Teil auf Beobachtungen von
nachrichtenpolizeilichen Organen des Bundes, der Kantone oder des Auslandes
beruhen, zum Teil auch auf anonyme private Denunziationen zurückgehen. Da die
Informationen weder überprüft, noch nach einer bestimmten Zeit eliminiert wurden,
wimmelt es gemäss PUK in diesen Fichen von Belanglosigkeiten, Falschmeldungen und
Informationen über normale politische, berufliche oder private Aktivitäten. Als
besonders verwerflich beurteilte die PUK, dass die von der Bundespolizei
zusammengetragenen Angaben nicht bloss als Referenz zur Beurteilung von
Stellenbewerbern und -inhabern in der Bundesverwaltung dienten, sondern auch an
private Stellen weitergegeben worden waren. Die Stichproben der PUK bestätigten
ebenfalls den Vorwurf der politischen Einäugigkeit: von Interesse für die Bundespolizei
waren vor allem Personen aus dem linken politischen Spektrum (inkl. SP). Dabei wurde
mit dem Einbezug von Organisationen und Personen, welche sich in den Bewegungen
gegen die Kernenergie und die Gentechnologie oder für Friedenspolitik, Umweltschutz
und Frauenrechte betätigten, das Feindbild laufend aktualisiert und erweitert.

Als Konsequenz forderte die PUK mit einer parlamentarischen Initiative ein
verbessertes Oberaufsichtsrecht der Geschäftsprüfungskommissionen. In besonderen
Fällen sollen die GPK beider Räte eine gemeinsame Delegation bestimmen können,
welche, ähnlich wie eine PUK, auch als geheim klassierte Akten einsehen kann. Mit einer
Motion forderte sie zudem eine organisatorische Trennung zwischen der Funktion des
Bundesanwalts als oberstem Ankläger und seiner Stellung als oberstem
Verantwortlichen der Bundespolizei. Mit einer zweite Motion verlangte sie die
Erarbeitung von genauen Kriterien über die Erfassung von Daten durch die politische
Polizei und die Schaffung von gewissen Datenschutzbestimmungen auch in diesem
Bereich. 2

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Die Ersatzwahl für alt-Bundesrätin Kopp wurde in der Februar-Sondersession 1989
durchgeführt. Im Vorfeld hatten die Vertreter der CVP, der SP und der SVP betont, dass
für sie kein Anlass zum Rütteln an der Zauberformel gegeben sei und sie den Anspruch
des Freisinns nicht bestreiten würden. Die Verteidigung des traditionellen, wenn auch
nicht rechtlich abgesicherten Zürcher Sitzes erwies sich hingegen als schwieriger.
Einerseits wurde auch parteiintern die jeweils nur kurze Amtszeit der drei letzten
freisinnigen Zürcher Bundesräte Honegger (5 Jahre), Friedrich (2) und Kopp (4)
kritisiert. Andererseits tat sich die Kantonalpartei mit der Kandidatenauswahl schwer:
Nachdem Fraktionschef Bremi und die Nationalrätinnen Nabholz und Spoerry auf eine
Nomination verzichtet hatten, schlug sie den 59-jährigen Ständerat Jagmetti vor. Mit
teilweise jüngeren Kandidaten rückten die Innerschweizer Freisinnigen auf: Die
Luzerner präsentierten den 47-jährigen Unternehmer und Ständerat Villiger, die Urner
den 45-jährigen Rechtsanwalt und Nationalrat Steinegger und die Zuger den 59-
jährigen Regierungs- und Nationalrat Stucky. Die für die Nomination zuständige
freisinnige Fraktion schlug der Vereinigten Bundesversammlung Kaspar Villiger zur
Wahl vor. 3

WAHLEN
DATUM: 18.01.1989
HANS HIRTER

Der Landesring, der auch in der Vergangenheit immer wieder seinen Anspruch auf
einen Regierungssitz angemeldet hatte, erachtete die Gelegenheit zum Aufbrechen der
Zauberformel als besonders günstig. Parteipräsident Jaeger (ldu, SG) bezeichnete die
Affäre Kopp als neuen Beleg für die Krise der Konkordanzpolitik der vier
Bundesratsparteien und sprach sich dafür aus, dass der frei werdende Sitz unbedingt
wieder mit einer Frau besetzt werden müsse. Die Delegierten des LdU nominierten die
Zürcher Ständerätin Monika Weber, welche auch die Unterstützung der Fraktion der
Grünen und der drei Nationalräte der EVP fand. 4

WAHLEN
DATUM: 23.01.1989
HANS HIRTER
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Vom 19. bis 23. Februar 1990 fand unter grosser Anteilnahme der Medien vor dem
Bundesstrafgericht in Lausanne die strafrechtliche Beurteilung des Verhaltens von alt
Bundesrätin Elisabeth Kopp statt. Mitangeklagt waren ihre persönliche Mitarbeiterin
Katharina Schoop und die ehemalige Mitarbeiterin im Bundesamt für Justiz, Renate
Schwob. Die Richter hatten abzuklären, ob es sich bei den unbestrittenermassen an
den Gatten von Elisabeth Kopp weitergegebenen Informationen um Amtsgeheimnisse
gehandelt hatte, und, wenn ja, ob den Angeklagten eine vorsätzliche oder zumindest
eventualvorsätzliche Verletzung des Amtsgeheimnisses – nur diese ist strafbar –
nachgewiesen werden kann.

Das Gericht kam zum Schluss, dass es sich bei den Informationen um Amtsgeheimnisse
gehandelt habe, da der zugrundeliegende Bericht für die Bundesanwaltschaft bestimmt
gewesen sei. Da jedoch nicht zweifelsfrei nachgewiesen werden konnte, dass Elisabeth
Kopp um die amtliche Herkunft dieser Informationen wusste, wurde sie vom Vorwurf
der vorsätzlichen Amtsgeheimnisverletzung freigesprochen. Nach Ansicht des
Gerichts hatte sie es freilich zumindest an der erforderlichen Sorgfalt fehlen lassen,
weshalb ihr vier Zehntel der Gerichtskosten auferlegt wurden. Das Verhalten der
persönlichen Mitarbeiterin der alt Bundesrätin wurde ebenfalls als nicht strafbar
taxiert. Zwar sei bei ihr der Tatbestand der vorsätzlichen Amtsgeheimnisverletzung
gegeben, da sie um die Herkunft der Informationen gewusst habe. Ihr wurde aber ein
Rechtsirrtum zugestanden, da sie geglaubt habe, zur Weitergabe an ihre Vorgesetzte
und deren Mann berechtigt zu sein. Die dritte Angeklagte schliesslich wurde
vollumfänglich freigesprochen, da sie nicht habe damit rechnen können, dass die
Departementsvorsteherin und ihre persönliche Mitarbeiterin die weitergegebenen
Informationen nach aussen tragen würden. 5

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 23.02.1990
HANS HIRTER

Der Nationalrat lehnte auf Antrag seiner Kommission eine parlamentarische Initiative
für eine gesetzliche Regelung der zulässigen Erwerbstätigkeiten von Ehegatten und
-gattinnen von Magistratspersonen ab. Nationalrat Reichling (svp, ZH) hatte diesen
Vorstoss unmittelbar nach der Rücktrittserklärung von Bundesrätin Kopp eingereicht. 6

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 05.10.1990
HANS HIRTER

Organisation der Bundesrechtspflege

Im Zusammenhang mit dem Rücktritt von Bundesrätin Kopp wurden im Parlament und
in einigen Medien auch gegen Bundesanwalt Rudolf Gerber massive Anschuldigungen
erhoben. Er habe es nicht bloss versäumt, dem Verdacht auf Amtsgeheimnisverletzung
durch alt-Bundesrätin Kopp nachzugehen, sondern sei auch mitverantwortlich für
Ermittlungspannen bei der Bekämpfung des internationalen Drogenhandels. Die GP, die
SP sowie die SVP, aber auch der freisinnige Nationalrat Cincera (ZH), forderten den
Rücktritt von Gerber. Der vom Bundesrat mit der Untersuchung des Verhaltens des
Bundesanwaltes betraute Alt-Bundesrichter Häfliger stellte in einem am 6. März
veröffentlichten Zwischenbericht zwar Unterlassungen fest, die ein Disziplinarverfahren
rechtfertigen würden, fand aber keine Anhaltspunkte für die behauptete Protektion von
Drogenhändlern. Bundesanwalt Gerber wurde vom Bundesrat mit sofortiger Wirkung
beurlaubt und erklärte seine Demission auf den 1. September.
Der vom Bundesrat mit der Durchführung der Disziplinaruntersuchung beauftragte
Hans Dressler kam zum Schluss, dass Bundesanwalt Gerber zwar Fehler begangen habe
und in einem Fall (unkorrektes Communiqué zur Wiederlegung der Vorwürfe gegen den
ehemaligen Chef der Zentralstelle der Betäubungsmittelbekämpfung) der Tatbestand
der Dienstpflichtverletzung erfüllt sei. Diese sei aber nicht derart gravierender Art
gewesen, dass eine Disziplinarstrafe angebracht sei. Der Bundesrat schloss sich dieser
Empfehlung an, rügte aber noch speziell die späte Eröffnung eines
Ermittlungsverfahrens gegen alt-Bundesrätin Kopp. 7

BERICHT
DATUM: 24.08.1989
HANS HIRTER
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Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Raumplanung

Auf eine Änderung des RPG-Instrumentariums zielte eine vom Nationalrat überwiesene
Motion des Präsidenten der Schweizerischen Stiftung für Landschaftsschutz und
Landschaftspflege Loretan (fdp, AG) ab. Diese verlangte, dass der Schutz des
landwirtschaftlichen Bodens von Massnahmen begleitet sein müsse, welche die Hortung
des für den Wohnungsbau geeigneten Bodens verhindern und die effektive
Überbaubarkeit von Bauzonen in neu festzulegenden Erschliessungsetappen
gewährleisten. Eine Verschärfung des RPG forderte auch eine von 47 Parlamentariern
unterzeichnete Motion Ruffy (sp, VD). Durch eine genauere Umschreibung der Bauzone
solle eine zweckmässige Nutzung des Bodens gefördert und der Mehrwert, der durch
die Planungsmassnahmen entsteht, abgeschöpft werden. Der Bundesrat bezweifelte in
seiner Stellungnahme, dass mit einem verschärften RPG Entwicklungen wie
Baulandverteuerung und Eigentumskonzentration bekämpft werden könnten. Der
Nationalrat überwies den Vorstoss nur als Postulat. Die Notwendigkeit, das RPG mit
griffigeren Vollzugsinstrumenten zu versehen, betonte auch Bundesrätin Kopp, welche
eine Revision des Bundesgesetzes ankündigte. Dabei sollen namentlich die Probleme
der Umschreibung von Landwirtschafts- und Bauzonen, der Erschliessung von Bauland,
der Landumlegung und der Sicherung des Vollzugs im Vordergrund stehen. 8

MOTION
DATUM: 04.10.1985
WERNER SEITZ

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Erwerbsersatzordnung (EO)

Im Abstimmungskampf begründeten die Gegner, zu denen auch die SVP-Frauen
Schweiz sowie einige rechtsbürgerliche Abweichler aus der FDP gehörten, ihre
Ablehnung vor allem mit dem ordnungspolitischen Argument, dass kein weiterer Ausbau
des Sozialversicherungssystems mehr erfolgen dürfe. Sie machten geltend, die
Geburtskosten seien durch das KVG abgedeckt, weshalb der über 50-jährige
Verfassungsauftrag zum Mutterschutz erfüllt sei. Kinder seien zudem eine Privatsache;
ihre Polemik gegen die Gesetzesänderung gipfelte denn auch im Begriff der
„Staatskinder“, die es zu verhindern gelte. Zudem bemängelten sie, dass lediglich
erwerbstätige Mütter in den Genuss von Leistungen kämen. Letztere Begründung war
besonders bemerkenswert, da die gleichen Gegner 1999 die Vorlage einer
Mutterschaftsversicherung gerade deshalb bekämpft hatten, weil auch die
nichterwerbstätigen Mütter einbezogen werden sollten. Die Befürworter, mit Ausnahme
der SD und der Lega alle anderen Parteien, machten für ihre Unterstützung den nie
eingelösten Verfassungsauftrag von 1945 geltend sowie Anliegen der Familien- und der
Gleichstellungspolitik. Sie unterstrichen, dass es sich eben gerade nicht um eine neue
Sozialversicherung handle, sondern um die Ausdehnung der bestehenden EO, an
welche die erwerbstätigen Frauen seit jeher Lohnbeiträge bezahlen, in den allermeisten
Fällen ohne je Leistungen daraus zu beziehen. Die Befürworter erhielten prominente
Unterstützung von den drei früheren Bundesrätinnen Dreifuss (sp), Kopp (fdp) und
Metzler (cvp), denen sich über 60 ehemalige Parlamentarierinnen anschlossen.

Uneinheitlich war die Haltung der Wirtschaft, die fünf Jahre zuvor massiv zum Scheitern
einer Mutterschaftsversicherung beigetragen hatte. Der Arbeitgeberverband
anerkannte zwar, dass unter dem Strich die Wirtschaft eher entlastet würde, angesichts
der starken ordnungspolitischen Opposition in seinen Reihen beschloss er aber
Stimmfreigabe. Economiesuisse war mehrheitlich ablehnend eingestellt, wollte sich
aber nicht exponieren und gab die Stimme ebenfalls frei. Der Vorstand des
Gewerbeverbandes, dessen Direktor, Pierre Triponez (fdp, BE), zusammen mit Frauen
aus den anderen Bundesratsparteien die nun vorliegende Lösung initiiert hatte, stellte
sich klar hinter die Vorlage, konnte aber nicht die ganze Basis um sich scharen.

In der Volksabstimmung vom 26. September wurde die Gesetzesänderung mit 55,5%
Ja-Stimmen klar angenommen. Am deutlichsten stimmten die Westschweizer Kantone
Waadt (81,1% Ja), Jura (79,6%), Genf (79,5%) und Neuenburg (74,7%) sowie das Tessin
(66,7%) zu, am schwächsten der Kanton Appenzell Innerrhoden (26,9%), gefolgt von
Schwyz (32,3%) und Glarus (34,2%). Von den 17 Städten mit mehr als 30'000

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 26.09.2004
MARIANNE BENTELI
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Einwohnern lehnte einzig Schaffhausen den bezahlten Mutterschaftsurlaub ab, ein
deutliches Zeichen, dass im urbanen Milieu heute die Berufstätigkeit der Frauen eine
Selbstverständlichkeit ist, welche auch die Einstellung zur Frage des Erwerbsersatzes
geprägt hat.

Die Gesetzesänderung wird Mitte 2005 in Kraft treten und stellt grosszügigere
Regelungen wie etwa im Kanton Genf nicht in Frage.

Abstimmung vom 26. September 2004

Beteiligung: 53,8%
Ja: 1'417'159 (55,5%)
Nein: 1'138'580 (44,5%)

Parolen:
– Ja: FDP, CVP, SP, GP, LPS, CSP, EVP, EDU, PdA; SGB, Travail.Suisse, KV Schweiz; SGV,
Gastrosuisse
– Nein: SVP (2*), SD, Lega
– Stimmenthaltung: Economiesuisse, SAGV
* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen 9

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Im Berichtsjahr hatte die FDP immer noch mit den Folgen der Affäre Kopp sowie mit
der Staatsschutzkrise und dem damit verbundenen Vertrauensverlust der Bürger in die
FDP zu kämpfen; letzte Umfragen zum Image der Parteien zeigten aber eine
Trendwende zugunsten der FDP. vgl. auch: Fichen-Affäre 10

PARTEICHRONIK
DATUM: 19.02.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Die freisinnig-demokratische Partei verfolgte im Berichtsjahr weiterhin eine Strategie
der Personalisierung ihrer Parteipolitik, was laut dem Generalsekretär Christian Kauter
die einzige Chance zur Überwindung der Vertrauenskrise in der Wählerschaft seit der
Kopp-Affäre darstellt. An den Parteitagen profilierten sich neben Parteipräsident
Steinegger (UR) sowie Fraktionschef Pascal Couchepin (VS) auch Gilles Petitpierre (GE),
René Rhinow (BL) und die Zürcherinnen Vreni Spoerry und Lili Nabholz. 11

PARTEICHRONIK
DATUM: 28.04.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

1) NZZ, 13.8.91; CdT, 26.8.91.
2) Amtl. Bull. NR, 1988, S.1872; Amtl. Bull. NR, 1989, S. 1977, 1988 ff. und 2037 ff.; Amtl. Bull. StR, 1989, S. 790 ff. Motion
Cavadini: Amtl. Bull. NR, 1988, S. 1872 ff. und 1890; Amtl. Bull. StR, 1989, S. 278 f. ; Amtl. Bull. SR, 1989, S.278; BBl, 1989, Il, S.
350 ff. (Schreiben der GPK vom 14.11.88).; BBl. I, 1990, S. 637 ff.; PUK, S. 222 ff.; PUK, S.154ff.; SR, 172.213.52. ; Vgl. z.B.
Plädoyer, 5/1987, Nr. 2, S. 13 ff.
3) TA, 6.1., 9.1. und 13.1.89; NZZ, 9.1., 10.1., 13.1. und 18.I.89.; TW, 6.1.89.; Vat., 6.1.89; LNN, 10.1. und 11.1.89.; Presse vom 21.1.89.
4) AT und Bund, 10.1.89; TA, 12.1., 19.1. und 23.1.89; NZZ, 23.1.89.89; Vat., 23.1.89; NZZ, 27.1.89.; Bilanz, 1989, Nr. 11, S. 231 ff.
5) Presse vom 19.-24.2. und 4.4.90 (schriftliche Urteilsbegründung). 
6) Amtl. Bull. NR, 1990, S. 1889 ff. Siehe SPJ 1989, S. 29.
7) NZZ, 22.3.89; Presse vom 24.8.89.; Presse vom 19.1.89.; L'Hebdo, 19.1.89.; NZZ, 26.1.89; SZ, 25.1.89 und BaZ, 4.2.89; Blick,
16.1.89.; Presse vom 7.3.89; TA, 15.3. und 16.3.89; vgl. auch Ww, 16.3.89.
8)  Presse vom 3.5.85; 12.9.85; 31.12.85. SGT, 31.12.85; (1985) Blätter für ein neues Bodenrecht; AB NR, 1985, S. 1816; E. Kopp
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